
Verbandsordnung 

für den Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar 

Peine 

Aufgrund der §§ 13 Satz 1 Nr.1 und 17 des Niedersächsischen Gesetzes über die kom­
munale Zusammenarbeit (NKomZG) vom 21. Dezember 2011 (Nds. GVBI. S. 493), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 18.07.2012 (Nds. GVBI. S. 279) sowie 
§ 8 Satz 1 der Verordnung über Sparkassenzweckverbände (SpZwVerbVO) vom 
20. November 2006 (Nds. GVBI. S. 562) und §§ 6 Nr. 1, 13 Abs. 1 Satz 1 der Verbands­
ordnung hat die Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes Hildesheim in 
ihrer Sitzung am 17.03.2016 folgende Neufassung der Verbandsordnung des 
Sparkassenzweckverbandes Hildesheim (zukünftig: Sparkassenzweckverband Hildes­
heim Goslar Peine) beschlossen: 

Verbandsmitglieder. Name, Sitz 

( 1) Verbandsmitglieder des Zweckverbandes - im Folgenden "Verband" genannt - sind 

die Landkreise Hildesheim, Goslar und Peine sowie die Städte Hildesheim und Goslar. 

(2) Der Verband trägt den Namen 

"Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar Peine". 

Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Der Verband hat seinen Sitz in Hildes­

heim und führt das dieser Verbandsordnung beigedruckte Siegel. 

(3) Der Verband ist Mitglied des Niedersächsischen Sparkassen- und Giroverbandes, 

Hannover. 
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u 
Aufgabe, Zweck, Beteiligungsverhältnis 

(1) Der Verband ist Träger der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine (im Folgenden "Spar­

kasse" genannt). 

(2) Der Verband haftet für die Verbindlichkeiten der Sparkasse nach Maßgabe der Vor­

schriften des Niedersächsischen Sparkassengesetzes (NSpG) in der jeweils geltenden 

Fassung. 

(3) An dem Verband sind die Landkreise Hildesheim, Goslar und Peine sowie die Städte 

Hildesheim und Goslar wie folgt beteiligt: 

Landkreis Hildesheim: 29,5% 

Stadt Hildesheim: 29,5% 

Landkreis Goslar 11 ,3% 

Stadt Goslar 8,7% 

Landkreis Peine 21,0 %. 

~ 
Organe 

Organe des Verbandes sind die Verbandsversammlung und die Verbandsgeschäftsführe­

rin oder der Verbandsgeschäftsführer. 

M 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus: 

a) Den Hauptverwaltungsbeamtinnen oder den Hauptverwaltungsbeamten der Ver­

bandsmitglieder; die Vertretung eines Verbandsmitglieds (Rat, Kreistag) kann auf Vor­

schlag der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten abweichend 

davon eine andere Beschäftigte oder einen anderen Beschäftigten des Verbandsmit­

glieds in die Verbandsversammlung entsenden. Ist die Hauptverwaltungsbeamtin oder 

der Hauptverwaltungsbeamte eines Verbandsmitglieds ehrenamtliche Geschäftsführe­

rin oder ehrenamtlicher Geschäftsführer des Verbandes, so entsendet die Vertretung 
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des betreffenden Verbandsmitglieds ein anderes ihrer Mitglieder in die Verbandsver­

sammlung. 

b) 5 weiteren Vertreterinnen oder Vertretern, von denen der Landkreis Hildesheim 2 Per­

sonen, die Stadt Hildesheim 2 Personen und der Landkreis Peine 1 Person entsenden. 

Die vorstehend genannten Vertreterinnen oder Vertreter müssen für die Vertretung des 

jeweiligen Verbandsmitglieds wählbar sein. 

(2) Die Stimmen der Verbandsmitglieder können nur einheitlich abgegeben werden. Die 

Stellvertretung der in Absatz 1 Buchstabe a) Satz 1 genannten Personen bestimmt das 

jeweilige Verbandsmitglied. Im Übrigen können die Vertreterinnen oder Vertreter des­

selben Verbandsmitglieds sich gegenseitig vertreten oder durch eine Ersatzperson 

nach Absatz 3 vertreten werden. 

(3) Für die in Absatz 1 Buchstabe a) Satz 2 und Buchstabe b) genannten Vertreterinnen 

oder Vertreter können von der jeweiligen Vertretung der Verbandsmitglieder Ersatzper­

sonen benannt werden. Die Ersatzpersonen müssen ebenfalls für die Vertretung des 

jeweiligen Verbandsmitglieds wählbar sein. 

~ 

Rechtsstellung der Mitglieder der Verbandsversammlung 

(1) Die Vertreterinnen oder Vertreter der Verbandsmitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe 

a) Satz 2 und Buchstabe b) und die Ersatzpersonen nach § 4 Abs. 3 dieser Verbands­

ordnung werden für die Dauer der allgemeinen Wahlperiode (§ 47 Abs. 2 NKomVG) 

entsandt; § 71 Abs. 9 Sätze 2 bis 4 NKomVG bleibt unberührt. Nach Ablauf der allge­

meinen Wahlperiode führen die Vertreterinnen oder Vertreter im Sinne des Satzes 1 ih­

re Tätigkeit bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolgerinnen oder Nachfolger fort. 

(2) Die Mitglieder der Verbandsversammlung haben die Interessen des sie entsendenden 

Verbandsmitglieds zu verfolgen. Sie sind an die Beschlüsse der Vertretung und des 

Hauptausschusses des entsendenden Verbandsmitglieds gebunden. 

(3) Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung erlischt, wenn die Voraussetzung der 

Entsendung nicht mehr besteht. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Wahlperiode aus, 

so bestimmt das Verbandsmitglied, das die Ausscheidende oder den Ausscheidenden 

entsandt hatte, die Nachfolgerin oder den Nachfolger. 
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~ 

Aufgaben der Verbandsversammlung 

Die Verbandsversammlung beschließt über 

1. Änderungen der Verbandsordnung, 

2. die Wahl ihrer oder ihres Vorsitzenden und die Regelung der Stellvertretung, 

3. die Wahl der Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbandsgeschäftsführers und 
die Regelung der Stellvertretung, 

4. die Bestimmung einer anderen Person i.S.d. § 8 Abs. 2 Satz 3 dieser Verbandsord­
nung, 

5. den Erlass, die Änderung und Aufhebung von Satzungen, 

6. die Berufung der Mitglieder des Verwaltungsrats, 

7. die Zustimmung zur Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands, 

8. die Zustimmung zur Ernennung und zur Abberufung der oder des Vorsitzenden des 
Vorstands und ihrer oder seiner Stellvertreterin oder ihres oder seines Stellvertre­
ters, 

9. die Erteilung der Entlastung gegenüber dem Verwaltungsrat, 

10. die Beschlussfassung über die Verwendung ausgeschütteter Überschüsse der 
Sparkasse, 

11. die Zustimmung zu der vom Verwaltungsrat der Sparkasse beschlossenen Herein­
nahme von Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter, 

12. die Zusammenlegung der Sparkasse mit einer anderen Sparkasse und die Übertra­
gung der Trägerschaft auf einen anderen Träger, 

13. die Auflösung der Sparkasse, 

14. sonstige Angelegenheiten, über die nach den Vorschriften des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes die Vertretung oder der Hauptausschuss be­

schließt. 
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Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Vorsitz in der Verbandsversammlung 

(1) ln der ersten Sitzung nach Beginn der allgemeinen Wahlperiode (§ 47 Abs. 2 

NKomVG) wählt die Verbandsversammlung unter der Leitung des ältesten anwesen­

den. hierzu bereiten Mitglieds aus ihrer Mitte eine Vertreterin oder einen Vertreter eines 

Verbandsmitglieds für die Dauer von jeweils 2 Y2 Jahren (Hälfte der allgemeinen Wahl­

periode) zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der Verbandsversammlung. Nach 

Ablauf der Amtszeit führt die oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung ihre oder 

seine Tätigkeit bis zur Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers fort. Darüber 

hinaus wählt die Verbandsversammlung aus ihrer Mitte deren oder dessen Stellvertre­

terin oder Stellvertreter für die Dauer von jeweils 2 Y2 Jahren. 

(2) Die oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung lädt die Mitglieder der Verbands­

versammlung schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung zu den Sitzungen der Ver­

bandsversammlung ein. Die Ladungsfrist beträgt eine Woche. Die oder der Vorsit­

zende stellt im Benehmen mit der Verbandsgeschäftsführerin oder dem Verbandsge­

schäftsführer die Tagesordnung auf; die Verbandsgeschäftsführerin oder der Ver­

bandsgeschäftsführer kann die Aufnahme bestimmter Beratungsgegenstände verlan­

gen. Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen sind bekannt zu machen. 

Für den Ausschluss der Öffentlichkeit gilt§ 64 NKomVG entsprechend. 

(3) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn die anwesenden Vertreterinnen 

und Vertreter der Verbandsmitglieder mehr als die Hälfte der gesamten Stimmenzahl 

der Verbandsversammlung erreichen. Die oder der Vorsitzende der Verbandsver­

sammlung stellt die Beschlussfähigkeit zu Beginn der Sitzung fest. 

(4) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen gefasst. 

Jedes Mitglied der Verbandsversammlung hat eine Stimme; § 4 Abs. 2 Satz 1 sowie 

die §§ 12 und 13 dieser Verbandsordnung bleiben unberührt. Bei Stimmengleichheit ist 

ein Antrag abgelehnt. Es wird offen abgestimmt; die Verbandsversammlung kann in ei­

ner Geschäftsordnung abweichende Bestimmungen treffen. Bei Wahlen findet § 67 

NKomVG entsprechende Anwendung. 

(5) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen ist eine Niederschrift zu fertigen. Aus 

ihr muss ersichtlich sein, wann und wo die Sitzung stattgefunden hat. wer an ihr teilge­

nommen hat, welche Gegenstände verhandelt, welche Beschlüsse gefasst und welche 
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Wahlen vorgenommen worden sind. Die Abstimmungs- oder Wahlergebnisse sind 

festzuhalten. Jedes Mitglied der Verbandsversammlung kann verlangen, dass in der 

Niederschrift festgehalten wird, wie es gestimmt hat; dies gilt nicht bei geheimer 

Stimmabgabe. Die Niederschrift ist von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden der 

Verbandsversammlung, der Verbandsgeschäftsführerin oder dem Verbandsgeschäfts­

führer und der Protokollführerin oder dem Protokollführer zu unterzeichnen. Die Ver­

bandsversammlung beschließt über die Genehmigung der Niederschrift. 

(6) Der oder dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung obliegt die repräsentative Ver­

tretung des Zweckverbands. 

il 
Verbandsgeschäftsführung 

Vertretung des Verbands 

( 1) Die ehrenamtliche Verbandsgeschäftsführerin oder der ehrenamtliche Verbandsge­

schäftsführer wird von der Verbandsversammlung aus dem Kreis der Hauptverwal­

tungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten der Verbandsmitglieder für die Dau­

er von jeweils 2 Y2 Jahren (Hälfte der allgemeinen Wahlperiode) gewählt. Die Ver­

bandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer führt die Geschäfte nach 

Ablauf der Amtszeit bis zur Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers weiter. Die 

Verbandsversammlung regelt die Stellvertretung. 

(2) Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer vertritt den Verband 

in Rechts- und Verwaltungsgeschäften sowie in gerichtlichen Verfahren . Erklärungen, 

durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie sind, so­

fern sie nicht gerichtlich oder notariell beurkundet werden, nur rechtsverbindlich, wenn 

sie von der Verbandsgeschäftsführerin oder dem Verbandsgeschäftsführer und von der 

oder dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung oder einer anderen von der Ver­

bandsversammlung bestimmten Person handschriftlich unterzeichnet wurden oder von 

ihr oder ihm in elektronischer Form mit der dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elekt­

ronischen Signatur versehen sind. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für Geschäfte der 

laufenden Verwaltung. 

(3) Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer darf der Verbands­

versammlung nicht angehören. Sie oder er nimmt an den Sitzungen der Verbandsver­

sammlung teil und ist auf Verlangen zu den Gegenständen der Tagesordnung zu hö­

ren. Zur Teilnahme an den Sitzungen der Verbandsversammlung ist auch die Stell-
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vertreterin oder der Stellvertreter der Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbands­

geschäftsführers berechtigt. Für die Mitglieder des Vorstands der Sparkasse gelten die 

Sätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer sowie die Stellver­

treterin oder der Stellvertreter der Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbandsge­

schäftsführers erhalten eine Aufwandsentschädigung. Das Nähere wird durch geson­

derte Satzung bestimmt. 

~ 

Verwaltung des Verbands; Deckung des Aufwands 

(1) Rechnungsjahr des Verbands ist das Kalenderjahr. 

(2) Der Verwaltungsaufwand und die sonstigen Kosten des Verbands werden von der 

Sparkasse getragen. Dementsprechend wird nach den für Sparkassenzweckverbände 

geltenden sparkassenrechtlichen Bestimmungen auf den Erlass einer Haushaltssat­

zung, die mehrjährige Finanzplanung und die Jahresrechnung sowie die Bestimmung 

des zuständigen Rechnungsprüfungsamts verzichtet. 

(3) Wird der Verband für die Verbindlichkeiten der Sparkasse in Anspruch genommen (§ 2 

Abs. 2) oder erbringt er nach den geltenden sparkassenrechtlichen Bestimmungen 

Leistungen an die Sparkasse, so ist eine Verbandsumlage zu erheben. Die Höhe des 

Umlagebetrags für das einzelne Verbandsmitglied richtet sich nach seinem Anteil (§ 2 

Abs. 3). 

§.1Q 

Aufwandsentschädigung, Ersatz für Auslagen und Verdienstausfall 

Für die Teilnahme an den Sitzungen der Verbandsversammlung haben die Mitglieder der 

Verbandsversammlung Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und gegebenenfalls ihres 

Verdienstausfalls. Das Nähere wird durch gesonderte Satzung bestimmt. 

§.!! 

Verwendung der Jahresüberschüsse 

Die Anteile des Reingewinns, die von der Sparkasse an den Verband abgeführt werden, 

werden unter den Verbandsmitgliedern nach dem Beteiligungsverhältnis aufgeteilt. Die 

Verbandsversammlung kann hiervon einstimmig abweichende Beschlüsse fassen . 
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ill 
Aufnahme neuer Verbandsmitglieder 

Die Aufnahme neuer Verbandsmitglieder ist nur durch Änderung der Verbandsordnung 

möglich. 

ill 
Änderung der Verbandsordnung, Auflösung des Zweckverbands 

( 1) Beschlüsse über Änderungen der Verbandsordnung und die Auflösung des Verbandes 

bedürfen einer Mehrheit von mehr als vier Fünftein der Mitglieder der Verbandsver­

sammlung. Der Beschluss über die Auflösung des Verbandes bedarf zu seiner Wirk­

samkeit der Zustimmung aller Verbandsmitglieder. § 60 VwVfG findet entsprechende 

Anwendung. Die Auflösung wird frühestens mit der aufsichtsbehördlichen Genehmi­

gung eines Wechsels der Trägerschaft an der Zweckverbandssparkasse nach § 1 

Abs. 2 NSpG oder einer Auflösung der Zweckverbandssparkasse nach § 31 Abs. 3 

NSpG wirksam. 

(2) Die Abwicklung des Verbandes obliegt der Verbandsgeschäftsführerin oder dem Ver­

bandsgeschäftsführer. Bis zur Beendigung der Abwicklung gilt der Verband als fortbe­

stehend, soweit der Zweck der Abwicklung es erfordert. Das nach Erfüllung sämtlicher 

Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen fällt an die Verbandsmitglieder nach ihrem 

Beteiligungsverhältnis und ist von diesen für gemeinnützige Zwecke zu verwenden. 

ill 
Kündigung 

Ein Verbandsmitglied kann seine Mitgliedschaft nur aus wichtigem Grund und nur unter 

Einhaltung einer Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres ge­

genüber dem Verband kündigen. Mit dem Wirksamwerden der Kündigung scheidet das 

Verbandsmitglied aus dem Verband aus. Ein Auseinandersetzungsanspruch gegen den 

Verband oder die übrigen Verbandsmitglieder steht dem ausscheidenden Verbandsmit­

glied nicht zu. 
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ill 
Gleichstellungsbeauftragte 

Die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten des Verbandes werden jeweils im Wechsel 

für die Dauer der allgemeinen Wahlperiode - beginnend zum 1. November 2016 - in der 

genannten Reihenfolge von der Gleichstellungsbeauftragten des Landkreises Hildesheim 

und der Stadt Hildesheim wahrgenommen. 

ill 
Bekanntmachungen 

Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen im Amtsblatt für den Landkreis Hildesheim. 

§.j1 

lnkrafttreten der Verbandsordnung 

(1) Diese Verbandsordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandsordnung vom 6. Dezember 2007 (Amtsblatt für den 

Landkreis Hildesheim vom 12. Dezember 2007, S. 807), geändert am 17. September 

2012 (Amtsblatt für den Landkreis Hildesheim vom 19. September 2012, S. 870), au­

ßer Kraft. 

Hildesheim, 18.04.2016 


